
Als nach der Reaktorkatastrophe von
Fukushima in der Schweiz die Energie-
wende ausgerufen wurde, waren sich
viele einig: Mit der Energiestrategie
2050 des Bundesrats könnte das Vorha-
ben gelingen. Mehrere Tage dauerte es,
als der Nationalrat im Dezember 2014
zum ersten Mal darüber debattierte.
Die Beratungen sollten wegweisend
sein. Doch mit den Wahlen 2015 haben
sich die Kräfteverhältnisse in der gros-
sen Kammer verschoben. Jetzt sind SVP
und FDP knapp in der Mehrheit. Jene
Parteien also, die skeptisch auf die
Energiewende blicken. Was bedeutet
das für die Energiestrategie?

Gestern kam das Geschäfts erneut in
den Nationalrat, um die Differenzen
zum Ständerat zu bereinigen. Es war
absehbar, dass die kleine Kammer weit-
gehend auf die mittlerweile ordentlich
verwässerte Vorlage umschwenken
wird. Das sind die sechs wichtigsten
Entscheide.

■ AKW-Laufzeiten: Das Langzeitbe-
triebskonzept für Atomkraftwerke ist
definitiv vom Tisch. Noch 2014 ent-
schied sich die grosse Kammer, die

Laufzeit der ältesten AKW auf sechzig
Jahre zu beschränken. Ab vierzig Jah-
ren sollten die Betreiber zudem ein
Konzept für das nächste Jahrzehnt vor-
legen. Die Linken und die Grünlibera-
len kämpften gestern vergeblich dafür,
das Konzept beizubehalten. Ebenso
müssen Betreiber keine strengeren Auf-
lagen erfüllen. Die Stimmbürger wer-
den noch ein Wörtchen mitzureden ha-
ben: Die Grünen fordern mit ihrer
Atomausstiegsinitiative, dass alle AKW
spätestens nach 45 Betriebsjahren still-
gelegt werden müssen. Just als gestern
die Debatte im Nationalrat lief, gab der
Energiekonzern BKW zudem bekannt,
dass im Dezember 2019 das AKW Müh-
leberg definitiv vom Netz gehen wird.

■ Ausbau erneuerbarer Energien:
Weiterhin umstritten sind die Ziele für
den Ausbau der erneuerbaren Energien.
Der Nationalrat hielt mit 98 zu 95 Stim-
men an höheren Zielen fest als der Stän-
derat. Er will, dass mehr Strom aus er-
neuerbaren Energien produziert wird.
2035 sollen ohne Wasserkraft mindes-
tens 14 500 Gigawattstunden von Strom
aus Wind oder Sonne stammen. Der
Ständerat votierte dagegen lediglich für
11 400 Gigawattstunden.

■ Förderung erneuerbarer Energien:
Neu will auch der Nationalrat die Förde-
rung von erneuerbaren Energien befris-
ten. Tritt das Gesetz erst einmal in Kraft,
sollen nach sechs Jahren keine neuen
Anlagen ins Fördersystem aufgenom-
men werden. Einmalvergütungen und
Investitionsbeiträge wollen beide Rats-
kammern ab dem Jahr 2031 auslaufen
lassen. Im Gegenzug erhöhten sie den
Netzzuschlag auf maximal 2,3 Rappen
pro Kilowattstunde.

■ Grosswasserkraft: Die Preise im eu-
ropäischen Strommarkt sind tief, damit
haben besonders die Schweizer Gross-
wasserkraftwerke zu kämpfen. Nach
dem Ständerat hat sich auch der Natio-
nalrat dafür ausgesprochen, dass die
Kraftwerke subventioniert werden sol-
len. Dafür wählte die grosse Kammer je-
doch einen anderen Weg. Sie will nur
Werke unterstützen, die in finanzieller
Notlage sind. Diese sollen für jene Elek-
trizität, die sie unter den Gestehungs-
kosten verkaufen müssen, eine Prämie
von maximal einem Rappen pro Kilo-
wattstunde erhalten. Eine Mehrheit
stimmte zudem für eine Ergänzung von
Franz Grüter (SVP/LU). Demnach müs-
sen die Gelder zweckgebunden einge-

setzt werden. Die Befürworter betonten
die Wichtigkeit der Wasserkraft. «Gross-
wasserkraftwerke sind systemrelevant»,
sagte Daniel Fässler (CVP/AI). Die Geg-
ner aus den Reihen von SVP und FDP
warnten dagegen vor Marktverzerrun-
gen. So sagte Christian Wasserfallen
(FDP/BE), die Subventionen würden je-
ne Werke bedrängen, die heute noch
rentabel seien.

■ Kleinstwasserkraft: Keine Einigkeit
herrscht bei den kleinsten Wasserkraft-
werken. Der Nationalrat will, dass Wer-
ke mit einer Leistung von weniger als
einem Megawatt nicht subventioniert
werden. Der Bundesrat und der Stän-
derat wollen die entsprechende Grenze
bei 300 Kilowatt ansetzen – und auch
kleinste Kraftwerke fördern. Eine
Mehrheit unterstützte einen Antrag
von Silva Semadeni (SP/GR) und stimm-
te für die höhere Grenze: Die Linke,
weil sie den Nutzen von Kleinstkraft-
werken bezweifelt. Und die Rechte,
weil sie weitere Subventionen verhin-
dern wollte.

■ Steuerabzüge: Für Empörung sorgte
bei den Linken der Beschluss, an der
steuerlichen Förderung von Gebäude-

sanierungen festzuhalten. Jacqueline
Badran (SP/ZH) sprach von einer
«Dreistigkeit». Aus Sicht der Bürgerli-
chen sind Steuerabzüge jedoch ein
«entscheidender Treiber» für energeti-
sche Sanierungen. Die Abzüge könnten
neu auch für Ersatzneubauten geltend
gemacht werden. Zuvor wollten nebst
dem Ständerat auch die kantonalen Fi-
nanzdirektoren nichts davon wissen.

Wenig Lust auf Referendum
Die Vorlage geht damit zurück an den

Ständerat. Spätestens im Herbst dieses
Jahres sollen die Beratungen abge-
schlossen sein. Noch ist unklar, ob
dann das Referendum gegen die Ener-
giestrategie ergriffen wird. Derzeit wird
dieses einzig von kleineren Organisatio-
nen wie dem Liberalen Institut geplant.
Politiker von SVP und FDP verspüren
darauf derzeit wenig Lust, das Gleiche
gilt für die Wirtschaftsverbände.

Zu den schärfsten Kritikern der Ener-
giestrategie gehört der Freisinnige
Christian Wasserfallen. Auf Anfrage be-
stätigt er, dass er von sich aus kaum das
Referendum ergreifen wird – zumal sei-
ner Meinung nach «nun gerade einmal
noch 30 Prozent» der ursprünglichen
Vorlage übrig seien.
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Die UBS steht nicht zwingend im Ver-
dacht, der Lobby der erneuerbaren Ener-
gien nahezustehen. Zwar unterhält sie ei-
nen Fonds, der auch in grüne Energiepro-
jekte investiert. Dieser hat jedoch alle be-
nötigten Gelder bereits akquiriert und ist
damit «geschlossen». Dass die Bank die-
sen aus ideologischen Gründen aufgelegt
hat, darf sowieso bezweifelt werden.

Umso bemerkenswerter, was die Bank —
genauer gesagt: das unabhängige UBS
Chief Investment Office — gestern in Zü-
rich erklärte: «Wir glauben, Erdöl und

Atomkraft sind Energieträger von ges-
tern», sagte Carsten Schlufter, Energiespe-
zialist der Bank und Autor einer neuen
Studie zum Energiewandel schweiz- und
weltweit. Bewusst spricht Schlufter vom
«Wandel» der Art, wie wir Energie erzeu-
gen, und nicht etwa von einer Energie-
«Wende», wie es zum Sprachgebrauch in
Deutschland gehört. Wende, sagt er, klin-
ge ein bisschen wie beim Segeln: eine
Wende hier, dann wieder zurück – nichts
Dauerhaftes. Das jedoch wäre die falsche
Assoziation, denn die Umwälzung des
weltweiten wie auch des schweizerischen
Energiesektors ist laut UBS genau das Ge-
genteil: Sie ist geplant, strukturiert und
vor allem: «unumkehrbar».

Für die Schweizer Stromlandschaft hat
das dramatische Auswirkungen: «Im Jahr
2050 dürfte Strom zu rund 90 Prozent
aus erneuerbaren Energien erzeugt wer-
den», sagt Energie-Analyst Schlufter. Heu-
te sind es etwa 60 Prozent, zum aller-

grössten Teil durch Wasserkraft. Der Bei-
trag der Wasserkraftwerke wird sich laut
UBS künftig auf rund zwei Drittel der
schweizerischen Gesamtproduktion erhö-
hen. Geradezu explodieren soll der Anteil
der Solarenergie: Von heute gut einem
Prozent auf über 16 Prozent im Jahr 2050.
Die Kernkraftwerke Mühleberg und Bez-
nau I+II können laut Schlufter bereits im
Jahr 2025 durch erneuerbare Energien er-
setzt werden. Bei Leibstadt und Gösgen
dauere es noch etwas länger.

Dass Kernkraftwerke in der Studie 2050
nicht mehr berücksichtigt werden, hat laut
UBS drei Gründe: Erstens gebe es einen po-
litischen Entscheid, keine neuen Meiler
mehr zu bauen. Zweitens fehle die Akzep-
tanz der Bevölkerung. Zuletzt rentiere es
sich schlichtweg nicht: Investitionen in alte
Anlagen würden aufgrund der steigenden
Sicherheitsanforderungen immer unrentab-
ler und neue AKW, das zeigten Beispiele aus
Grossbritannien, Finnland und den USA,

können wegen ihrer hohen Kosten mit den
immer günstiger werdenden erneuerbaren
Energien schon heute nicht mehr konkur-
rieren.

Rückgrat der Stromversorgung in der
Schweiz ist und bleibt die Wasserkraft. Zwar
hätten die Anlagen derzeit unter den tiefen
Strompreisen zu leiden. Im Zuge des Aus-
baus von Wind- und Solarenergie komme
den Wasserkraftwerken jedoch wegen ihrer
Flexibilität und ihrer Speicherfunktion eine
Schlüsselrolle zu. Damit diese wahrgenom-
men werden kann, braucht es laut Schlufter
Hilfe seitens der Politik. Zur «Nordwest-
schweiz» sagte er: «Aus unserer Sicht ist es
positiv, dass die Energiestrategie des Bun-
des die Wasserkraft berücksichtigt.»

Für das politische Ziel, den CO2-Ausstoss
zu senken, sei neben den Gebäuden der
Verkehr entscheidend. Die UBS sieht die
Elektromobilität auf dem Vormarsch. Es
sei keine Frage, ob der Verkehr elektrifi-
ziert wird, sondern wann.

Die UBS schreibt die Atomkraft ab
Erdöl und Kernenergie sind
Auslaufmodelle, die Zukunft
gehört der Wasserkraft und den
Elektroautos. Das sagt die UBS
in einer neuen Studie.

VON FABIAN HOCK

«Es ist positiv, dass
die Energiestrategie
des Bundes die
Wasserkraft berück-
sichtigt.»
Carsten Schlufter
UBS Chief Investment Office WM
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